
Gesetze des Sozialismus umfassend und voll­
ständig zur Wirkung zu bringen.
4. Verspätete Lieferungen, Qualitätsverletzun­
gen, zurückgebliebenes technisches Entwick­
lungsniveau der Erzeugnisse und ähnliche Män­
gel führen zu erheblichen finanziellen Ein­
bußen. Der hierfür verantwortliche Betrieb hat 
den Abnehmerbetrieben den entstandenen 
Schaden in vollem Umfange zu erstatten. Die 
Prinzipien der w i r t s c h a f t l i c h e n  R e c h ­
n u n g s f ü h r u n g  werden konsequent durch­
gesetzt.
Diese und andere Grundsätze des neuen Ver­
tragsgesetzes werden es den WB und ihren 
Betrieben ermöglichen, ökonomisch durchdachte 
und wirkungsvollere Verträge abzuschließen, 
die auf die Sicherung des höchsten volkswirt­
schaftlichen Nutzeffekts gerichtet sind.

Wissenschaftlich-technischer Höchststand 
und Vertragssystem

Das neue Vertragsgesetz verpflichtet die Be­
triebe, solche Erzeugnisse zu liefern, die auf 
der Grundlage des H ö c h s t s t a n d e s  der 
wissenschaftlich-technischen und ökonomischen 
Erkenntnisse produziert werden. Es beinhaltet 
deshalb auch erstmalig eine komplexe Rege­
lung der gegenseitigen Rechte und Pflichten 
bei wissenschaftlich-technischen Leistungen. Für 
die zwischenbetriebliche Kooperation über wis­
senschaftlich-technische Leistungen wurden den 
Bedingungen der technischen Revolution an­
gepaßte prinzipiell neue Regelungen geschaf­
fen. Sie gehen davon aus, daß die Betriebe ver­
pflichtet sind, ihre Verträge so zu gestalten, 
daß auf der Grundlage vorgegebener ökonomi­
scher und technischer Parameter unter Beach­
tung der Hauptentwicklungsrichtungen von 
Wissenschaft und Technik Leistungen mit 
höchstem volkswirtschaftlichen Nutzeffekt, bei 
fristgerechter Herstellung und niedrigsten Ko­
sten gesichert werden. Gleichzeitig wurden ent­
sprechende gesetzliche Verpflichtungen geschaf­
fen, die die Betriebe zur kurzfristigen Einfüh­
rung und Verwertung wissenschaftlicher Er­
kenntnisse in der Produktion verpflichten.
Das neue Vertragsgesetz geht konsequent von 
dem Grundsatz aus, daß bei wissenschaftlich- 
technischen Leistungen zwischen den Betrieben 
konkrete Vereinbarungen über Aufgabenstel­
lung, Kostenlimite, Termine, ökonomischer Nut­
zen, Funktions- und Qualitätsnachweise, Ab­
schlußleistung usw. zu treffen sind. Es beinhal­
tet somit eine Orientierung, die es den Betrie­
ben und ihren WB ermöglicht, auch bei 
wissenschaftlich-technischen Leistungen solche 
Verträge abzuschließen, die den objektiven 
Anforderungen der technischen Revolution an

Zulieferer und Auftragnehmer entsprechen. Sie 
tragen dazu bei, den notwendigen Vorlauf in 
der wissenschaftlich-technischen Entwicklung zu 
schaffen.

Die Verantwortung der WB 
für die Kooperationsbeziehungen

Aus der Stellung der WB als ökonomisches 
Führungsorgan ihres Industriezweiges ergibt 
sich ihre besondere Verantwortung für die 
Organisierung der Kooperationsbeziehungen 
innerhalb ihres Produktionsverbandes und mit 
anderen VVB-Bereichen. Unter den Bedingun­
gen des neuen ökonomischen Systems muß 
auch die WB in der Lage sein, als Vertrags­
partner zu fungieren. Das neue Vertragsgesetz 
beinhaltet deshalb konkrete Vorschriften, die 
es der WB ermöglichen, insbesondere ihren 
Koordinierungsaufgaben bei der Leitung der 
Produktion und des Absatzes und der Siche­
rung des wissenschaftlich-technischen Niveaus 
der Erzeugnisse ihrer Betriebe wirkungsvoller 
mit Hilfe von Verträgen gerecht zu werden. 
Durch die Einführung der Koordinierungsver­
einbarung können die WB langfristig ihre 
wechselseitigen Beziehungen mit anderen In­
dustriebereichen organisieren. Das trifft ins­
besondere für Maßnahmen zur planmäßigen 
Durchsetzung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts, zur Erhöhung und Sicherung der 
Qualität der Erzeugnisse, zur gemeinsamen Ab­
stimmung über Bedarf und Aufkommen, zur 
Sicherung des Absatzes sowie zur Durchsetzung 
einer einheitlichen ökonomischen Politik irn 
Rahmen von Erzeugnisgruppen zu.
Die hier dargestellten wichtigsten Grundsätze 
lassen erkennen, daß den WB und ihren Be­
trieben in Gestalt des neuen Vertragsgesetzes 
alle notwendigen juristischen Voraussetzungen 
gegeben wurden, um eigenverantwortlich unter 
Berücksichtigung der jeweiligen spezifischen 
Erfordernisse der Wirtschaftszweige, die Koope­
rationsbeziehungen am rationellsten und öko­
nomisch wirkungsvollsten zu organisieren. Jetzt 
kommt es darauf an, in den Betrieben und 
wirtschaftsleitenden Organen die Wirtschafts­
verträge mit dem Ziel höchster volkswirtschaft­
licher Ergebnisse richtig anzuwenden. Die 
ideologisch-politischen Voraussetzungen hierfür- 
zu schaffen, die Werktätigen planmäßig an die 
bewußte Gestaltung und Erfüllung der Koope­
rationsbeziehungen heranzuführen und die kri­
tische Auseinandersetzung bei mangelhaften 
Vertragserfüllungen zu organisieren, das ist 
eine wichtige Aufgabe für die Parteiorganisa­
tionen in den WB und VEB.
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